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Preußiſche Gefeßfanmlung 


— Str. 36. —— 


| [——— 

Juhalt: Geſetz, betreffend die Verbeſſerung der Oderwaſſerſtraße unterhalb Breslau, S. 359. — Bekannt; 

machung der nach dem Geſetze vom 10. April 1872 durch die Regierungsamtsblätter veröffentlichten 
landesherrlichen Erlaſſe, Urkunden uſw., S. 361. 


(Nr. 11307.) Geſetz, betreffend die Verbeſſerung der Oderwaſſerſtraße unterhalb Breslau. 
Vom 30. Juni 1913. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc, 
verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 
81. 
Die Staatsregierung wird ermächtigt, 
1. für den Ausbau der Oder unterhalb Breslau, 


2. für die Anlage von Staubecken, und zwar zunächſt eines Staubeckens 
an der Glatzer Neiße bei Ottmachau, 


Tees 18 500 000 M, 
3 18 200 000 » 
zuſammen .. . 36 700 000 % 


nach Maßgabe der von den zuſtändigen Miniftern feſtzuſtellenden Pläne zu 
verwenden. 5 

Der obige Betrag kann auch verwandt werden zur Erwerbung: 

a) der für den Bau und die Unterhaltung des Staubeckens in Anſpruch 
zu nehmenden Tongruben und Steinbrüche; 

p) von Grundſtücken, die zur Ausnutzung des Staubeckens erforderlich find; 

e) der Fiſchereien, die mit der Fiſcherei in dem Staubecken behufs einer 
wirtſchaftlichen Fiſchereinutzung einheitlich zu betreiben find; 

d) von Grundſtücken, die zur zweckentſprechenden Durchführung des 
Unternehmens — insbeſondere zur Abfindung in Land — erforderlich 
ſind. 
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8 2. 


Mit der Ausführung der im § 1 bezeichneten Bauten iſt nur dann ver⸗ 
zugehen, wenn vor dem 1. Juli 1914 die Provinz Schlefien in rechtsverbind⸗ 
licher Form die Verpflichtung übernommen hat, den Betrag von fünfund⸗ 
ſiebenzigtauſend (75 000) Mark jährlich dem Staate zu entrichten, ſoweit die nach 
Artikel 54 Abſ. 4 der Reichsverfaſſung anrechnungsfähigen Herſtellungs⸗ und 
Unterhaltungskoſten, nämlich die Verzinſung und Tilgung des Baukapitals nebſt 
Unterhaltungs⸗ und Betriebskoſten der Oder unterhalb Breslau bis Lebus und 
des Staubeckens an der Glatzer Neiße bei Ottmachau, durch Schiffahrtsabgaben 
nicht gedeckt werden. 

Die anzurechnenden Unterhaltungs⸗ und Betriebskoſten werden hierbei im 
Verhältniſſe zur Provinz Schleſien von dem zuſtändigen Miniſter jährlich feſt⸗ 
geſetzt, jedoch nicht über den Betrag von ſechshundertfünfzigtauſend (650 000) Mark 
hinaus. Das Baukapital iſt mit 4 vom Hundert zu verzinſen und mit ½ vom 
Hundert ſowie den erſparten Zinsbeträgen zu tilgen. 

Die Verpflichtung der Provinz Schleſien beginnt mit der Erhebung der 
Schiffahrtsabgaben, jedoch nicht vor dem von dem zuſtändigen Miniſter feſtge⸗ 
ſtellten Zeitpunkte der Beendigung der Bauarbeiten. 

Soweit der Fehlbetrag eines Jahres durch den auf dieſes Jahr entfallenden 
Beitrag der Provinz Schleſien nicht voll gedeckt wird, iſt der Reſt in die folgenden 
a dec zu übertragen und aus den künftigen Beiträgen der Provinz Schleſien 
zu decken. 

Überſteigen die Schiffahrtsabgaben in einem Rechnungsjahre die anzurech⸗ 
nenden Betrieb und Unterhaltungskoſten und die zur Verzinſung und Abſchreibung 
des anzurechnenden Baukapitals erforderlichen Beträge, ſo iſt der Überſchuß zu 
verwenden: 

zunächſt zur weiteren Abſchreibung des Baukapitals, 
ſodann nach vollendeter Abſchreibung des Baukapitals zur Zurück⸗ 
zahlung der vom Staate und der Provinz Schleſien in früheren 
Jahren ſeit der Beendigung der Bauarbeiten geleifteten Zubußen nach 
dem Verhältniſſe des beiderſeitigen Guthabens, 
darnach zur Erſtattung der vom Staate verausgabten Bauzinſen und 
ſchließlich zur Erſtattung der von den letzteren ſowie von den Zu⸗ 
bußen des Staates und der Provinz Schleſien mit 4 vom Hundert zu 
berechnenden Zinſen nach dem Verhältniſſe der beiderſeitigen Zinsbeträge. 
1 8 Verpflichtung der Provinz Schleſien endet, ſobald das Baukapital 
getilgt iſt. 

Die Urkunde, durch welche die Verpflichtung von der Provinz Schleſien 

übernommen wird, iſt ſtempelfrei. 


§ 3. 
f Auf die im S 1 unter Nr. 1 und 2 bezeichneten Unternehmungen finden 
die Vorſchriften der $$ 7 bis 11 des Geſetzes, betreffend die Herſtellung und den 
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Ausbau von Waſſerſtraßen, vom 1. April 1905 (Geſetzſamml. S. 179) An⸗ 
wendung, ferner die Vorſchriften der §§ 104, 106, 107 Abſ. 1 Satz 1 und 
Abſ. 2, 108, 112, 152 bis 175 des Waſſergeſetzes vom 7. April 1913 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 53), und zwar dieſe mit der Maßgabe, daß in den Fällen der 
$$ 108 und 112 an die Stelle des Regierungspräſidenten der Oberpräſident 
tritt, und daß die Beſchwerde in den Fällen der $$ 112 und 170 an die 
Miniſter der öffentlichen Arbeiten und für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten 
zuläffig iſt. 
84. 

Die Ausführung dieſes Geſetzes erfolgt durch die zuſtändigen Miniſter. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Kiel, den 30. Juni 1913. 


(L. S.) Wilhelm. 


v. Bethmann Hollweg. v. Tirpitz. Delbrück. Beſeler. 
v. Breitenbach. Sydow. v. Trott zu Solz. v. Heeringen. 
Frhr. v. Schorlemer. v. Dallwitz. Lentze. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſehes vom 10. April 1872 GGeſebſamml. S. 357) find 
bekannt gemacht: 

1. der Allerhöchſte Erlaß vom 28. Mai 1913, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Obereichsfelder Kleinbahn⸗Aktiengeſellſchaft 
in Hüpſtedt für die Anlage einer Kleinbahn von Silberhauſen nach 
Hüpſtedt, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung in Erfurt 
Nr. 25 S. 159, ausgegeben am 21. Juni 1913; 

2. die Allerhöchſte Konzeſſionsurkunde vom 28. Mai 1913, betreffend den 
Bau und Betrieb einer vollſpurigen Nebeneiſenbahn von Cöln⸗Ehrenfeld 
über Frechen nach Benzelrath mit einer Abzweigung von Braunsfeld 
nach Cöln Jägerſtraße durch die Stadtgemeinde Cöln, durch das Amts⸗ 
blatt der Königl. Regierung in Cöln Nr. 26 S. 207, ausgegeben am 
28. Juni 1913; 

3. der Allerhöchſte Erlaß vom 28. Mai 1913, betreffend die Genehmigung 
des I. Nachtrags zur Oſtpreußiſchen Landſchaftsordnung vom 7. Dezember 


sb. 


1891 — Ausgabe von 1912 — und des II. Nachtrags zu den Ab⸗ 
ſchätzungsgrundſätzen der Oſtpreußiſchen Landſchaft vom 18. Juni 1895 
— Ausgabe von 1908 —, durch die Amtsblätter 
der Königl. Regierung in Königsberg Nr. 26 S. 327, ausgegeben 
am 28. Juni 1913, 
der Königl. Regierung in Gumbinnen Nr. 25 S. 223, ausgegeben 
am 21. Juni 1913, 
der Königl. Regierung in Allenſtein Nr. 26 S. 128, ausgegeben 
am 28. Juni 1913, und 
der Königl. Regierung in Marienwerder Nr. 26 S. 217, aus⸗ 
gegeben am 28. Juni 1913; 

4. das am 28. Mai 1913 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Borg⸗ 
holzer Drainagegenoſſenſchaft in Borgholz im Kreiſe Warburg durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Minden Nr. 27 S. 199, aus⸗ 
gegeben am 5. Juli 1913. 


Redigiert im Bureau des Staatsminſſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
Beſtellungen auf einzelne Stücke der Preußiſchen Gefegfammlung und auf die Haupt⸗Sachregiſter (1806 bis 1883 zu 6,25 4 
5 und 1884 bis 1903 zu 2,40 //) find an die Poſtanſtalten zu richten. 


